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Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Der Oberbürgermeister der Landeshauptstadt Potsdam (LHP) wird beauftragt, als Standort 
für den Bau eines Gymnasiums im Potsdamer Norden den Standtort auf dem Gelände des 
Think Campus Jungfernsee zu prüfen. Dabei ist auch eine Anmietung von augenscheinlich 
auf dem Campus leerstehender Büroräume zu untersuchen. 
 
Begründung: 
 
Freiflächen auf dem Think Campus lassen eine Prüfung als lohnenswert erscheinen. Eine 
Nutzung als Universitäts- und Schulcampus könnte zu guten Synergien führen. 
 
Die Landesüberhauptstadt Potsdam als Schulträger hat neben dem baulichen Erschließen 
und Erstellen auch die Anmietung von Büro -/Gewerberäumen zu prüfen und einzubeziehen. 
Allerdings müssen hier die Konditionen des Marktes klar und hart verhandelt werden, um die 
Bonität als kommunaler Mieter, in einen Mietpreis an der unteren Grenze zu erzielen. 
 
Anlagen: 

1 Stellungnahme der Verwaltung öffentlich 
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